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Die nioht unterzeichneten Beiträge sind vom 


Leitsatz 


(Zum Todestage der Genossen Sacco und Vanzetti.) 


Fürcht nicht die Stunde, da du stirbst. 

Die Welt, o glaub’s nur, kann dich missen. 
Kein Stern, um dessen Licht du wirbst, 
Wird mit dir in den Tod gerissen. 


Soltang du lebst, wirst du gebraucht, 
Soli dich das Leben nicht vergessen, 
Sorg, daß die Tat nicht untertaucht, 
An der du deine Kraft gemessen, 


Leb, daß du stündlich sterben kannst, 

In Pflicht und Freude stark und ehrlich, 
Nicht dich, — das Werk, das du begannst, 
Mach für die Menschheit unentbehrlich! 


Fünfzehn Jahre Weltkrieg 


Am 1. August 1914 erwuchs aus den nationalen, örtlich be- 
grenzten Kriegen zwischen den verschiedenen außereuropäischen 
und halbeuropäischen Staatsfilialen des europäischen Kapitalismus 
der Weltkrieg mit seinen Uebergängen zur Weltrevolution. Am 
1. August 1914 entstand, zur Sichtbarkeit aufplatzend, der Zustand, 
in welchem wir uns mitten drinnen befinden, der Zustand, der die 
Morschheit und Unhaltbarkeit der kapitalistischen Wirtschaftsform 
in ihren nationalen Abgrenzungen zutage treten läßt und in dem die 
Menschen zum offenen Kampf um die Zukunftsgestaltung ihrer Ein- 
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richtungen gezwungen sind: Erneuerer, Umwälzer, Revolutionäre, 
die den kranken und fauligen Leib der kapitalistischen Gesellschaft 
töten wollen, um sozialistischen Einrichtungen Leben geben zu 
können, gegen Erhalter, Reformer, Nutznießer des Kapitalismus, die 
die Ausbeutung des Proletariats, das Monopol der besitzenden Klasse 
auf die natürlichen Kräfte und Schätze der Erde und die Mittel ihrer 
Verwertung durch Internationalisierung und Kollektivisierung ihrer 
Interessen retten, den Kapitalismus also mittels gründlicher konsti- 
tutiver Eingriffe zu neuer, gewaltig verstärkter Wirksamkeit gesund 
machen wollen. Somit war der Beginn des Weltkrieges vor 15 
Jahren zugleich der Beginn der Weltrevolution, und wenn heute 
ein akuter Krieg zwischen zwei staatlich verwalteten Ländern ent- 
steht oder es bricht in irgend einem l.ande eine Revolution aus, so 
sind solche Ereignisse nicht mehr wie vor 1914 als lokalisierte 
Krisenerscheinungen innerhalb gefügter Weltzustände einzuschätzen, 
sondern als Teiläußerungen des Zusammenbruchs des gesamten 
gesellschaftlichen Gerüstes; im Falle des Krieges zwischen kapita- 
listisch interessierten Staaten handelt es sich dabei um den Versuch, 
mit festerem Baumaterial das Gesamtsystem neu zu stützen, im 
Falle einer Revolution proletarischen Charakters um das Bemühen, 
mit dem Gerüst das ganze wirtschaftliche Gebäude zum Einsturz zu 
bringen, um Platz für eine neue, im Grundriß veränderte Wohnstätte 
der Menschen zu schaffen. 

Es hat sich die gute Uebung entwickelt, jährlich in den ersten 
Augusttagen Kundgebungen gegen den Krieg zu veranstalten, um 
der schauderhaften Erinnerung an das Erlebte den Willen zu ent- 
binden, der Wiederholung jener Jahre vorzubeugen und Widerstand 
entgegenzusetzen. Kundgebungen gegen etwas haben aber nur 
Wert, wenn sie gleichzeitig Kundgebungen für etwas anderes sind. 
Die Formel „Nie wieder Krieg!“ kann, wie alle in Worte gefaßten 
Bekenntnisse, wie alle Hoch!-, Pfui!- und Nieder!-Rufe, wie alle 
Versammlungsdrohungen, -Entschließungen, -Forderungen und -Ge- 
löbnisse keinen größeren Nutzen bringen als die Festigung einer 
Einsicht vor dem eigenen Gewissen und die Werbung für sie bei 
andern. Das ist kein geringer Nutzen, doch wird der Gegner, der 
schließlich über den Apparat verfügt, mit dem Kriege hergestellt 
werden, wenig fürchten, wenn er auf den Transparenten bei prole- 
tarischen Massenaufzügen liest, daß die Demonstranten im Besitz 
des Apparates anders entscheiden würden als er. Er wird, glaubt 
er an den Ernst der Kundgebungen, nur die Folgerung ziehen, den 
Apparat noch sicherer als bisher in seiner Macht zu halten. Da er 
den Willen zum Widerstand gegen ein neues Weltgemetzel in der 
Tat ernst nimmt, vielleicht ernster ais die Kriegsgegner ihm dazu 
Grund geben, und da er, besser als mancher Kriegsgegner, weiß, 
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daß der Krieg nichts als der giftige Rauch ist, der von Zeit zu Zeit 
den Auspuffrohren des kapitalistischen Apparates unter Zischen und 
Knallen entströmt, die Verstopfung der Rohre also das Gift nach 
innen schlagen lassen könnte, — deshalb sichert er die Zugänge zu 
den Heböln der Maschine mit verstärkten Schutzvorrichtungen für 
die am Bestande der kapitalistischen Organisation und daher auch 
am Funktionieren ihres. Kriegsventils Interessierten. Das Ueber- 
greifen der Kriege aus den kolonialen und halbkolonialen Gebieten, 
um deren Erträge früher der nationale Kampf der kapitalistischen 
Interessengruppen zeführt wurde, in die Zentren des Weltkapita- 
lismus im Jahre 1914, die damit verbundene Entiesselung des Welt- 
brandes in Krieg und Revolution als Dauerzustand bis zur Einord- 
nung der Weltwirtschaft in neue klare Regelungen, zwingen die 
Besitzer der Produktionsmittel zur Ausnützung aller ihrer Vorteile, 
um die Organisation auch der künftigen Weltwirtschaft nach den 
Grundsätzen der Arbeitspflicht in fremdem Dienst für die Mehrzahl 
und des Genußprivilegs für die herrschende Minderheit einzurichten. 

Im FANAL ist wiederholt, besonders in den bedeutsamen Aus- 
führungen des Genossen Rudolf Rocker, auseinandergesetzt worden, 
daß der Faschismus der politische Ausdruck des kapitalistischen 
Selbsterhaltungswillens ist, der seinen Weg in der Richtung immer 
enger verbundener internationaler Klassengemeinschaft der wirt- 
schaftlichen Monopolisten sucht. Der Privatkapitalismus hat voll- 
kommen abgewirtschaftet; der Weltkrieg ist davon nicht die Ur- 
sache, sondern sein Ausbruch war nur der sichtbare Ausdruck der 
schon wirksamen Tatsache. Wenn die Marxisten aber daraus den 
Schluß zogen, der Kapitalismus sei überhaupt in den Zustand der 
Agonie eingetreten, die Möglichkeiten neuer Kapitalbildung seien 
verschüttet, die in Marx’ „Kapital“ angekündigte Akkumulation des 
Kapitals sei mit der ebenfalls angekündigten revolutionären Explo- 
sion zu Ende, jetzt heiße es nur noch, die Macht im Staate von 
Arbeiterregierungen ergreifen zu lassen, die mittels proletarischer 
Diktatur den kapitalistischen Kehricht wegzuräumen haben, und 
dem Aufbau des Sozialismus, dessen Phase nun an der Reihe sei, 
könne nichts mehr gefährlich werden, dann haben sie sich getäuscht, 
wie sich jeder täuscht, der glaubt, die Geschichte sei ein Rechen- 
exempel, und wenn man nur ihre scheinbaren Widersprüche dialek- 
tisch mit hineinrechne, dann sei das Geheimnis der Prophetie wissen- 
schaftlich enträtselt. Sonderbar: die einzige wissenschaftliche Auf- 
stellung Marxens, die von seiner Lehre, soweit sie über die kluge 
Analyse des Kapitalismus in seiner Beschaffenheit vor 70 Jahren 
hinausging, ständgehalten hat, ist die von der Akkumulation des 
Kapitals, wenngleich Marx selber sich etwas ganz anderes darunter 
vorgestellt hat als geworden ist und erst Rosa Luxemburg die 
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Theorie der gewordenen Wirtschaftsgestaltung angepaßt hat. Sie 
hat zuerst erkannt, daß das Kapital nicht, wie es die Staatssozia- 
listen und auch Marx selbst dachten, sich in immer weniger Händen 
konzentriere, sondern daß im Gegenteil eine vermehrte Anzahl von 
Ausbeutern die von ihnen ausgeübte Macht über die Gesamtwirt- 
schaft der Welt zu kollektivem Gebrauch aufhäufen, „akkumulieren“ 
werde. 

Der Trugschiuß liegt nahe, daß eine solche Verbindung kapita- 
listischer Macht ohne Rücksicht auf Staatsgrenzen und mit dem 
Zweck gemeinsamer Initiative gegen Arbeiteransprüche der Siche- 
rung des Friedens dienen, ja, den Anreiz zum Kriegführen ganz 
beseitigen müsse. Sicher ist das auch die Ansicht mancher Pazi- 
fisten, welche im Völkerbund, der ein Staatenverein zur Wahrung 
der Interessen des Weltkapitalismus ist, eine moralische Gesellschaft 
verehren, von dem Streben erfüllt, ihre Vereinsmitglieder. bei Strei- 
tigkeiten von Prügeleien fernzuhalten. Diese wohlmeinenden Pazi- 
fisten, zumeist bravdemokratischen 48er-Träumen hingegeben, 
suchen ja auch unsere Meinung, der Faschismus sei der Ausdruck 
der internationalisierten Kapitalswirtschaft, mit dem Hinweis zu 
widerlegen, daß der Faschismus, wo er bis jetzt Platz nehmen 
konnte, die Politik des höchstgesteigerten kriegerischen Nationalis- 
mus pflegt. Richtig, das tut er; aber die Pazifisten seien darauf 
aufmerksam gemacht, daß die faschistisch regierten Staaten voll- 
berechtigte, eifrige und stark umworbene Mitglieder des Völker- 
bundes sind. Es besteht hier auch gar kein Widerspruch. Denn die 
Auffassung, der Versuch des Völkerbundes, der Gefährdung des 
kapitalistischen Wirtschaftssystems, das Produktion, Handel und 
Verbrauch in allen dem Weltverkehr erschlossenen Gebieten der 
Erde beherrscht, international entgegenzuwirken, könne oder wolle 
auch nur das geringste im politischen Verhalten der Nationen zu 
einander ändern, verkennt durchaus den Charakter dessen, was 
durch internationale Anstrengungen erhalten werden soll. Das Zu- 
sammenwerfen kapitalistischer Ausbeutungsrechte schafft eine Auf- 
sichtsbehörde des Großbesitzes der Welt über den Staaten. Die 
Nutznießer des Bündniskapitalismus haben keine Feindschaft gegen- 
einander, ihre Interessen sind die von Kompagnons. Aber ihre 
Interessen beruhen auf der Feindschaft der von ihnen gelenkten 
Staaten. Ihre Berechnung, Naturschätze durch Verteuerung, durch 
zeitweise Entziehung vom Markt, durch Wechsel des formalen 
Bodenbesitzers finanziell ertragreicher zu machen, kann einen Krieg 
notwendig scheinen lassen. Ob er ausbricht oder nicht, wird ganz 
wo anders entschieden als in den Auswärtigen Aemtern der betei- 
ligten Staaten, geschweige in den Parlamenten. Der russisch- 
japanische Krieg 1904 wurde im Berliner Bankhaus Mendelssohn 
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beschlossen, und der augenblicklich drohende Krieg zwischen Ruß- 
land und China wird wahrscheinlich dadurch verhindert werden, 
daß die amerikanischen Bankiers die ostsibirische Eisenbahn durch 
Friedensvermittlung unter ihren Einfluß bringen werden. Sie haben 
zur Zeit nur 12 Millionen Dollars in der Mandschurei investiert; 
finanzieren sie aber die Regierung Tschangkaischeks zu einer Geld- 
abfindung Rußlands, damit es auf den Mitbesitz der Bahn verzichte, 
dann wird der Zinsdienst das national geeinte China zur amerika- 
nischen Satrapie machen, wie es Deutschland dank Dawes- und 
Young-Plan schon ist. 

Da der Zweck der kapitalistischen Produktion nicht Stillung des 
Bedarfs ist, sondern ausschließlich Gewinn, und da es sich bei der 
Konstituierung des Kollektiv-Kapitalismus darum handelt, durch 
Vertrustungen und vereinte Anwendung schärfster Rationalisierungs- 
methoden den Gewinn der Nichtarbeitenden aus der Leistung der 
Arbeitenden unter Ausschließung der den gemeinsamen Nutzen 
beeinträchtigenden Konkurrenzmomente wie Unterbietung und Son- 
derabkommen mit der Arbeiterschaft fortdauernd zu steigern, so ist 
auch der Krieg für die maßgebenden Faktoren eine Angelegenheit, 
die lediglich unter dem Gesichtspunkt der Gewinnberechnung bejaht 
3der verneint wird. Gerade aber der Krieg war schon lange vor 
dem letzten großen Kriege ein Geschäft, das auf internationalen 
Grundlagen betrieben wurde. Eine Schrift von ungeheurer Wichtig- 
keit ist über diesen Gegenstand eben herausgekommen und sollte 
überall gekauft und gelesen werden, wo Gründe gegen die nationale 
Forderung nach Kriegsrüstung gebraucht werden. Sie heißt „Die 
blutige Internationale der Rüstungsindustrie“ von Otto Lehmann- 
Rußbüldt (Fackelreiter-Verlag, Hamburg-Bergedorf 1929). Da wird 
in nüchterner Sachlichkeit das Material ausgebreitet, das allen 
Kriegsbedarf als Ware auf dem kapitalistischen Markt erweist, die 
um des Profits willen hergestellt und an jede Kundschaft verhökert. 
wird, die danach fragt. Das ist nicht neu, und Lehmann-Rußbüldt 
erinnert an zahlreiche Fälle, die vor Jahr und Tag Unruhe hervor- 
riefen, besonders an die berühmte „Kornwalzer-Affäre“, die Karl 
Liebknecht 1913 im Reichstag aufdeckte, die Geschichte des Agenten 
Brandt, der im Auftrage der Firma Krupp Beamte bestach, um 
Dokumente zu erhalten, aus denen die Absichten der Regierung in 
Bezug auf Waffenbestellungen und ähnliches zu entnehmen waren. 
Aber Alfred Krupp hatte schon 1868 eine Offerte in Gußstahlkanonen 
an Napoleon Ill. gerichtet und 1902 wurde bekannt, daß diese 
deutsche Firma Panzerplatten für Kriegsschiffe an Amerika billiger 
lieferte als an Deutschland. Die Schrift ist ungeheuer aufschlußreich. 
Es wird klar, daß die Kriegstreiberei gewisser Kreise eng mit dem 
Bestreben zusammenhing, Waffen und Munition an eines der Länder 
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loszuwerden, die in den angestrebten Krieg verwickelt werden 
könnten, sei es auch, daß die Waffen gegen die Soldaten des 
eigenen Landes benutzt würden. (Vgl. den Brief der Deutschen 
Waffen- und Munitionsfabriken vom Jahre 1907, der auf die Be- 
stellung von Maschinengewehren durch die französische Regierung 
ausging. Der Brief ist von demselben Geheimrat von Gontard 
unterzeichnet, der später den Lagerhalter Bullerjahn wegen „Landes- 
verrats“ grundlos für 12 Jahre ins Zuchthaus brachte.) 

Es wird nachgewiesen, wie selbst während des Krieges die 
Geschäfte zugunsten des Krieges über die gesperrten Kriegsgrenzen 
hinweg weitergingen, und der Abschnitt „Nach dem Weltkriege“ 
gibt einen vorzüglichen Ueberblick über die Entwicklung der inter- 
nationalen Verflechtung der Kriegsindustrie, die längst nicht mehr 
auf die Produkte beschränkt ist, sondern vor allem die Rohstoffe 
umfaßt. Der ganze Kampf gegen den Gaskrieg innerhalb der be- 
stehenden Wirtschaftsverhältnisse ist ein Kampf in dem Nebel, den 
die chemische Industrie neben den Giftgasen produziert. Obwohl 
Lehmann-Rußbüldt nicht ganz frei ist von der Illusion, die inter- 
nationalisierte Kriegsvorbereitung könnte behoben werden, wenn die 
Verstaatlichung aller Kriegsindustrie unter Ausschluß jedes Profit- 
interesses sich ermöglichen ließe, ist er doch selbst ehrlich genug, 
die bislang in dieser Richtung unternommenen Versuche aufzuzählen 
und als völlige Fehlschläge zu erweisen. Besonders lehrreich ist 
hier die ausführliche Darstellung der sehr merkwürdigen geheimen 
Militärabkommen zwischen den Berliner und Moskauer Stellen, mit 
denen die Sensationen der Sowjet-Granaten und der Hamburger 
Phosgen-Katastrophe in engem Zusammenhang stehen, und wobei 
die deutschen Behörden durchaus als Sachwalter der Firmen Junkers 
und Stoltzenberg erscheinen. 

Liest man die Statistik über die Ausfuhr des Welthandels an 
Waffen, Munition und Kriegsmaterial, an der übrigens Deutschland 
mit durchschnittlich 30 Millionen Reichsmark jährlich beteiligt ist, 
dann ist es völlig erstaunlich, wie es noch einsichtige Menschen 
geben kann, die von Verhandlungen der Staaten irgend etwas für 
Abrüstung und Frieden erwarten. Die Verstaatlichung der Rüstungs- 
industrie kann überhaupt keinen Nutzen bringen. Denn erstens 
arbeitet der Staat so wenig profitlos wie der Private, ganz gleich, 
ob er selbst die erzielten Profite einmal nicht in neuen Panzer- 
kreuzern, sondern in Wöchnerinnenheimen oder Lungenheilstätten 
anlegen sollte, — was er nicht tun wird, da es ihm die Internationale 
des Kapitalismus nicht erlaubt —; zweitens vermag man, wie 
Lehmann-Rußbüldt selbst sagt, „heute, wo schon im Handumdrehen 
die Fabrikation süßen Zuckers auf Giftgase und die von Kunstseide 
auf Sprengstoffe umgestellt werden kann, keine deutlichen Grenzen 
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mehr für die unmittelbare Rüstungsindustrie zu ziehen.“ Endlich 
aber ist die Kriegsindustrie genau so wie die der Oelverwertung 
und jede andere ein untrennbares Glied in der auf Gewinn statt auf 
Marktbedarf gerichteten Weltproduktion überhaupt und der an ihr 
interessierte Kapitalistenkreis hat sich ebenso vom privaten zum 
Kollektivverfahren der Ausbeutung bekehrt wie jeder andere. Denn 
wirkte sich die Internationale der Kriegstreiber bis zum Kriege und 
während des Krieges so aus, daB etwa Herr Dr. Krupp von Bohlen 
Patente an jedes Land verkaufte, das davon Gebrauch machen 
wollte und nach dem Kriege eine englische Firma auf den Betrag 
von 123 Millionen Schilling (ungefähr ebenso viel Reichsmark) für 
die Verwendung seines Granatzünder-Patents zur Zerfetzung deut- 
scher Soldaten verklagt hat (der Prozeß scheint noch zu schweben), 
so war das noch privatkapitalistische Spekulation auf internationale 
Nachfrage. Der Kollektivkapitalismus hingegen betreibt korporative 
Produzentenspekulation auf den nächsten Krieg aller gegen alle. 
Wie in dem besonderen Zweig der Weltwirtschaft die Produzenten- 
internationale aussieht, kann man aus folgendem Satz der Lehmann- 
Rußbüldtschen Broschüre ungefähr erraten: „Es liegen Behauptungen 
eines Eingeweihten dafür vor, daß die Rüstungsindustrie schon jetzt 
wieder die ganze Welt ebenso exakt wie geheim unter sich durch 
Abkommen verteilt hat, so wie es der Dynamittrust vor dem Kriege 
tat. Nichts Dokumentarisches ist darüber beizubringen.“ 

Fünfzehn Jahre Weltkrieg! So heißt das Jubiläum, das wir zu 
begehen haben, — nicht: zehn Jahre Frieden. Jeden Augenblick 
kann an irgend einer Stelle der Welt der kaum oberflächlich er- 
stickte Brand wieder aufflammen, und wenn der russisch-chinesische 
Konflikt, über den an anderer Stelle vom Standpunkt des Revolu- 
tionärs noch einiges Grundsätzliche zu bemerken ist, wirklich durch 
Vermittlung der imperialistischen Weltmächte beigelegt wird, so 
haben doch die Formen, in denen er bis an die Schwelle des Krieges 
gelangte, deutlich genug gezeigt, wessen wir stündlich gewärtig sein 
müssen. Gerade hat der Prozeß gegen die weißgardistischen Doku- 
mentenfälscher ein wenig Licht in die Dunkelkammern der Geheim- 
diplomatie geworfen, und die prompte Freilassung des Orlow, der 
schon dabei ist, in Berlin Memoiren zu schreiben (man wird fragen 
dürfen, wessen), kennzeichnet die Macht seiner Hintermänner. In 
Oesterreich rüsten die Heimwehren unter Führung des bewährten 
reichsdeutschen Arbeitermörders Pabst zum Sturz des parlamenta- 
rischen Systems und treiben dabei einen Aufwand mit modernster 
Kriegsausstattung, daß die Förderung ihrer sicherlich über die 
Landesgrenzen greifenden Pläne durch die Rüstungsindustrie am 
offenen Tage liegt. Was die deutsche Republik anlangt, so erleben 
wir einen Aufschwung der faschistischen Bewegung, der den Plan 
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der wirtschaftlich bestimmenden Kräfte, auf nahe Sicht erst im 
Innern, dann nach außen loszuschlagen, außer Zweifel stellt. Schon 
hat die Verbrüderung der Hitlerbanden mit dem Stahlhelm unter 
Hugenbergs Protektorat und mit aktiver Teilnahme der Herren 
Thyssen und Vögler in aller Oeffentlichkeit stattgefunden. Der 
Sozialdemokrat Zörgiebel darf, solange Hugenberg nicht seinen 
eigenen Kandidaten ins Polizeipräsidium setzt, nicht von seinem 
Posten abtreten, da nur er oder seinesgleichen von den sozial- 
demokratisch und gewerkschaftlich gegängelten Arbeitern nicht 
daran gestört wird, die Opfer seiner Maioffensive gegen die Berliner 
Bevölkerung ungerächt in den Gräbern verfaulen zu lassen, weil er 
allein es wagen darf, unmittelbar nach dem Verbot des Rotfront- 
bundes, dem Zweck der Maimorde, das Demonstrationsverbot auf- 
zuheben, das heißt, die Straße den Hakenkreuzlern und Stahlhelmern, 
„gesäubert“ von möglichem Widerstand, zu überlassen. Das hängt 
eng zusammen mit der bevorstehenden Inkraftsetzung des Young- 
planes, dessen Lasten nur noch in Barzahlungen aufzubringen und, 
wie es im Entwurf ausdrücklich heißt, unter Schonung der Industrie, 
also allein vom Proletariat herauszupressen sind. Die Zollerhöhun- 
gen auf Zucker, Butter, Mehl und andere unentbehrliche Konsum- 
artikel bewirken schon jetzt Preissteigerungen, denen nirgends 
Entlastungen der arbeitenden Bevölkerung gegenüberstehen. Dabei 
beginnen die Landbündler, in Deutschland der wichtigste Vorspann 
des Faschismus, mit den Terrorakten, die ihre Entschlossenheit zur 
allgemeinen Erhebung bekunden. Kurz hintereinander haben in 
Schleswig-Holstein 7 Dynamitattentate stattgefunden, die, da sie 
nationaistisch motiviert sind, bekanntlich in der deutschen Republik 
straffrei bleiben und vom Proletariat, das zu 99 Prozent staatsfromım 
ist, auch nicht in eigener Regie abgewehrt werden. 

Nie wieder Krieg? Das ist eine leere und verwirrende Redens- 
art, die nur den Wahn fördern kann, als wäre seit 10 Jahren kein 
Krieg mehr. Die Forderung heißt: Schluß mit dem Kriege! Schluß 
mit dem Kriege ist aber ein Unding, wenn das Verlangen an Inter- 
essenten und Sachwalter des Krieges gerichtet wird. Nur die 
Arbeiterschaft kann mit dem Kriege Schluß machen, und auch sie 
nur, wenn sie Klarheit hat über das Wesen des Krieges. Klarheit 
ist nötig darüber, daß die Internationale des Krieges nichts anderes 
ist als die Internationale des Kapitalismus, daß also der von den 
Faschisten betriebene innere Krieg derselbe ist wie der Krieg eines 
Staates mit einem anderen Staat. Es gibt nur eine Sorte Krieg, den, 
den das Kapital gegen das Proletariat führt. Das Kapital, auch das 
kriegführende, hat seine internationale Verständigung hergestellt und 
benutzt die Staaten, um die Leidenschaften der Proletarier, die es 
für das gemeinsame Geschäft des Kriegführens braucht, gegenein- 
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ander zu erregen. Das Proletariat aber, von selbstsüchtigen Parteien 
und falschen Lehren verführt, hofft auf dieselben Staaten, ihre Ge- 
setze, Verträge und Einrichtungen, daß sie den nächsten Krieg ver- 
hindern mögen. 

Solange der Kapitalismus lebendig ist, wird es Krieg geben. 
Solange es Staaten gibt, wird es Kapitalismus geben. Kampf gegen 
den Krieg ist Kampf gegen den Kapitalismus. Kampf gegen den 
Kapitalismus ist Kampf gegen den Staat. Wer die Gleichung Kapi- 
talismus — Staat — Krieg nicht begriffen hat, soll die Finger vom 
proletarischen Kampfe herauslassen. Mit schönen Gefühlen allein 
wird er gegen den Krieg nichts ausrichten, auch nichts mit der 
allgemeinen Lästerung der Gewalt. Es gibt nur ein Mittel gegen 
den Krieg, das ist die staatszerstörende Revolution gegen den Kapi- 
talismus. Diese Revolution wird die Formen des passiven Wider- 
stands und des aktiven Angriffs haben und sie wird den Krieg aus 
der Welt schaffen, indem sie saubere und freiheitliche Formen des 
gesellschaftlichen Lebens schafft, ohne Staat, ohne Regierung, ohne 
Zentralismus, ohne Bürokratie und ohne Autorität, aufgebaut auf den 
in freiwilliger Verbundenheit arbeitenden Föderationen der Werte 
erzeugenden Menschen. Wer den Krieg bekämpfen will, indem er 
den Kapitalismus leben läßt und wer den Kapitalismus bekämpfen 
will, indem er den Staat am Leben läßt oder nach seiner Zerstörung 
einen neuen errichtet, wird weder den Kapitalismus noch den Krieg 
bezwingen. Da aber leider der Staatswahn gerade im deutschen 
Arbeiter wie eine Weltanschauung verwurzelt ist, ist wenig Hoff- 
nung, daß die Revolution des Proletariats den neuen Weltkrieg ver- 
hindern wird. Dieser Krieg, dessen Merkmal sein wird: Giftgas im 
Hinterland, wird voraussichtlich die Arbeiterschaft erst lehren, daß 
sie die Staaten vernichten muß, bevor sie den Krieg vernichten kann. 

Fünfzehn Jahre Weltkrieg! Wir stehen mitten drin in ihm, aber 
auch schon in den Anfängen der Weltrevolution. Wehe dem Prole- 
tariat, wenn diese Revolution den Krieg der Kapitalisten nicht ab- 
fängt! Jeden Augenblick kann der Krieg an irgend einer Stelle der 
Welt von neuem zur Schlacht entbrennen. Und täusche sich nie- 
mand: der Vormarsch des Mordes, der bei Mukden oder bei Bom- 
bay beginnen mag, wird frühestens bei Küstrin zum Stillstand 
kommen. 


Keine Abrüstungskonferenz, kein Staatsvertrag, kein 
Kelloggpakt, kein Völkerbund, kein Nobelpreis verhindert 
den Krieg, sondern nur die internationale Solidarität des 
Protetariats! 
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Oelimperalilsmus und Kriegsgefahr 


Coolidge: „Es ist sogar wahrscheinlich, daß die Herrschaft der 
Nationen von dem Besitz genügender Mengen Petroleum 
and Petroleumprodukte abhängen wird.“ 

Wir sind in der Lage, unsere oft wiederholten Tihesen über den Zu- 
sammenhang zwischen kapitalistischen Wirtschaftsinteressen und der mehr 
oder weniger kriegerischen Politik der Staaten immer wieder durch neue 
Ereignisse, Kriege, Verträge, Rüstungen usw. zu beweisem Es ist deshalb 
notwendig, daß unsere Bewegung sich in diesen Fragen nicht mit der be- 
kannten Versicherung „Es wird Kriege geben, solange es Kapitalismus gibt" 
begnügt, sondern den tatsächlichen, im einzelnen festzustelienden Zusam- 
menhang zwischen Kapitalsinteressen und Staatenpolitik verfolgt und dem 
Proletariat so den genauen Beweis unserer Lehre liefert. 

Eines der wichtigsten Produkte der modernen Industrie ist das Erdöl. 
Die verschiedenen Bestandteile des Oels (Benzin, Heizöl, Schmieröl usw.) 
sind heute unentbehrlich für die meisten Produktionszweige und noch mehr 
für die Kriegsführung. Man kann ohne jede Uebertreibung sagen, daß ein 
Staat, der heute ohne genügende Verfügung über Erdöl Krieg führen wollte, 
schon von vornherein geschlagen ist. Er könnte ja weder Flugzeuge, noch- 
Tanks, weder Automobile, noch Kriegsschiffe (die fast alle Oelfeuerung 
haben), oder U-Boote einsetzen. Es ist ja auch bekannt, daß Clemenceau 
1917 eine flehentliche Bitte um Erdöl nach Amerika schickte, worin er 
sagte, daß der Krieg verloren sei, wenn die Vereinigten Staaten nicht sofort 
genügend Petroleum abschickten. Deshalb sehen wir auch die Weltmächte 
gierig nach Petroleum greifen und ihre Petroleumgesellschaften in dieser. 
Beziehung mit allen Mitteln stützen. 

Von den größten Weltmächten (England, Vereinigte Staaten, Japan, 
Rußland, Frankreich) besitzen nur zwei genügend Erdöl im eigenen Lande: 
die Vereinigten Staaten und Rußland. Alle anderen, und insbesondere Eng- 
land und Frankreich, sind auf Oel aus Kolonien oder nominell „unab- 
hängigen“ Staaten angewiesen. Hinzu kommt, daß auch die Vereinigten 
Staaten außerhalb ihres Landes Oelinteressen haben, um den Einfluß der 
anderen zw schwächen und sich gegen Erschöpfung der eigenen Lager zu 
sichern. Die Oelfelder der Erde außerhalb Rußlands sind nun fast restlos 
zwischen zwei große kapitalistische Gruppen aufgeteilt. Und zwar sind 
das die amerikanische „Standard Oil Company of New Jersey“ (Leiter: 
W. E. Teagle, Nachfolger Rockefellers) und die englisch-holländische Gruppe 
der Koninklijke-Shell-Anglo-Persian-Burmah (Leiter: Sir Henry Deterding 
und Sir John Cadman). Ein Teit der Aktien der Anglo-Persian ist im Be- 
sitze der englischen Regierung. Die französischen Oelinteressen sind eben- 
falls mit Regierungshilfe zentralisiert, aber außer Rumänien und Polen hat 
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Frankreich nicht viel Einfluß und ist im Ernstfalle unbedingt auf die Hilfe 
anderer Mächte angewiesen. 

Den Kampf um die Absatzmärkte wollen wir heute nur kurz erwähnen. 
Da die enorme Ausdehnung des Automobilverkehrs eine günstige Lage für 
den Erdölmarkt schuf und da manche Staaten gar keim so großes Interesse 
am Auslandsabsatz ihrer Produkte haben, weil sie eine Erschöpfung ihrer 
Oellager fürchten, so hat sich schon seit Jahren eine Verständigung in 
diesem Punkte zwischen der Stamtard-Gruppe und der Kon.-Shell voll- 
zogen. In diesem Jahre haben auch die Russen einen Lieferungsvertrag 
mit Deterding geschlossen, nachdem sie schon lange für ein Schwester- 
unternehmen der New Jerseyer, die Standard Oil Co. of New York, sowie 
für eine Tochtergesellschaft, die Vacuum Oil Co., geliefert hatten. 

Ein heftiges, aber meist unterirdisches Ringen tobt indessen um den 
Besitz der Erdöllager. Insbesondere die Engländer sind bemüht, ihre weit 
auseinanderliegenden Interessen zu sichern und zu erweitern, Es kommen 
hier besonders in Frage: 

1. Persien, das den größten Teil der englischen Rohöleinfuhr liefert. 
Die Produktion wird ausschließlich von der Anglo-Persian betrieben. Es 
heißt aber, daß auch die Amerikaner und sogar die Russen Konzessionen 
erworben haben sollen. 

2. Burmah oder Birma in Hinterindien, ein Land, das von England 
abhängig ist. Hier arbeitet ebenfalls die Anglo-Persian, die Produktion Ist 
aber nicht allzu bedeutend. 

3. Irak (Mesopotamien), englisches Mandatgebiet. Die Förderung fst 
noch nicht bedeutend, aber es sind große Vorräte vorhanden. An der 
„Türkischen Petroleumgesellschait“, die die Konzession im Irak hat, sind 
die Shell, die Anglo-Persian, die Franzosen und die Amerikaner je mit 
25 Prozent beteiligt. 

4. Holländisch-Indien (Sunda-Inseln). Hier herrscht die Koninklijke- 
Shell fast unumschränkt. Nur die Stamdard-Oruppe hat etwas Einfluß. 

5. Rumänien. Die Shell-Gruppe hat hier wohl den überwiegenden Ein- 
fluß, aber auch Frankreich besitzt ausgedehnte Oelfelder. Eine amerika- 
nisch-mumänische Oelgesellschaft existiert ebenfalls. Die gesamte Politik 
Rumäniens war durch Bratianu und Konsorten von den ausländischen Kapi- 
talisten beeinflußt. Ob die Regierung Maniu diesen Einfluß abschätteln 
kann, muß sich erst zeigen. 

6. Süd- und Mittelamerika. Insbesondere kommen hier Venezuela und 
Mexiko in Frage. Hier hat England stark mit der übermächtigen und durch 
die rumänischen Verhältnisse begünstigten amerikanischen Konkurrenz zu 
kämpfen. Immerhin war die Produktion der Shell-Gruppe in Venezuela 
1928 noch etwas größer als die der Amerikaner. 

7. Polen, Aegypten und einige andere Staaten haben eine relativ kleine 
Förderung. 
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Betrachten wir nun die Verhältnisse an einigen besonders kritischen 
Punkten näher. 

Das Irak wurde während des Krieges von den Engländern besetzt, Nach 
der Befreiung der Türken unter Kemal Pascha 1921/22 und nach dem Ver- 
trag von Lausanne 1923 sollte das Irak bei erlangter „Reife“ unabhängig 
werden. Die Engländer sicherten sich aber durch eine Schiebung eine Frist 
von 4 Jahren. Da die Türken sich das nicht gefallen lassen wollten, rückten 
sie ins Irak ein und die Engländer rückten in die Türkei ein. Der Krıeg 
schien unvermeidlich, wurde aber, wohl durch Frankreichs Vermittlung, 
noch verhindert. Die Türken erklärten sich schließlich damit einverstanden, 
daß der Völkerbund den Konflikt (Mossulkonflikt) schlichte. Nun handelte 
es sich für England darum, erstens juristisch-moralische Gründe herbeizu- 
suchen, die für die Oeffentlichkeit bestimmt waren. Sie sagten, daB der 
Völkerbrnd sie be :uftragt habe, für das Woht Mesopotamiens zu sorgen, 
daß sie deshalb aus Pflichtgefühl kein Gebiet abtreten könnten usw. Eine 
willfährige Untirsuchungskommission, die ihnen ihr „Recht“ bestätigte, fand 
sich auch. Zweitens mußten die Türken beschäftigt werden. Das geschah 
durch den großen und für Angora recht gefährlichen Kurdenaufstand, der 
zweifellos von England unterstützt wurde und nur schwer niedergeworfen 
werden konnte. Drittens mußte Frankreich, das immer für die Türkei ein- 
getreten war, dazu gebracht werden, die Türken im Stiche zu lassen. Man 
erreichte dies hauptsächlich dadurch, daß man ihnen vorspiegelte, ihr Besitz 
an Petroleumaktien (25 Prozent) sei gefährdet resp. wertlos, wenn sie nicht 
zustimmten. Die Ausstreuung von Schwindelmeldungen, wie zum Beispiel 
das Irak sei eine unfruchtbare Wüste ohne Oel usw., spielte natürlich eine 
große Rolle hierbei. So mußten sich die Türken schließlich dem Spruche 
der Völkerbunds-Kommission, der natürlich gegen sie ausfiel, unterwerfen. 
Inzwischen ist die Produktion aufgenommen worden und ergab, wie zu 
erwarten war, sehr gute Resultate, 

In Persien ist die Oelproduktion schon älter und auch schon vor dem 
Kriege war das Land in eine Interessenshäre Englands und eine Rußlands 
geteilt. Neuerdings scheint der Usurpator Riza Khan eine energische 
Modernisierungspolitik zu betreiben und auch stark zu Rußland zu neigen. 
Natürlich ist dies den £ngländern unangenehm. Sie fürchten für ihre Oel- 
quellen und entfessein deshalb einen Aufstand nach dem andern. Früher 
gärte es in Nordpersien, vor emigen Wochen haben sich zahlreiche, wie es 
scheint, gut bewaffnete (!) Stämme in Südpersien erhoben, angeblich weil 
die Regierung den Turban verbieten wollte. Der Ausgang dieses Kampfes 
muß abgewartet werden. So leicht wie in Afghanistan wird es den Eng- 
ländern wohl nicht fallen, da Persien immerhin fast 10 Millionen Einwohner 
and bedeutend mehr Beziehungen zur europäischen Kultur hat als Afgha- 
nistan. 

Sehr hartnäckig wird auch in Süd- und Mittelamerika um das Erdöl 
gekämpft. Außer den beiden Konkurrenten Shell und Standard sind hier 
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noch die Bestrebungen der süd- und mittelamerikanischen Staaten zu be- 
achten, eine gewisse Kontrolle über die Oelfelder zu behalten. Diese Be- 
strebungen sind natürlich den Trustmagnaten wnwillkommen, sie drosseln 
deshalb die Oelproduktion und damit die wirtschaftliche Entwicklung des 
ganzen Landes, wenn die Oelgesetze ihnen nicht gefallen. Deutlich kann 
man dies am Vergleich zwischen Mexiko und Venezuela sehen. Mexiko 
war nach dem Kriege das zweite Oelland, es produzierte 1921 193 Millionen 
Faß. Durch die bekannte Oelgesetzgebung, die von den Amerikanern als 
„konfiskatorisch“ bezeichnet wurde, sank die Produktion bis auf 50 Mill. 
Faß im Jahre 1928. In Venezuela, dessen Staatsmaschine restlos von den 
Oelinteressenten beherrscht wird, stieg die Förderung von 37 Mill. Faß 
1926 auf 105 Mill. Faß 1928. Heute ist Venezuela das zweite Oelland nach 
den Vereinigten Staaten! Und Mexiko, das wegen der Oelgesetze fast in 
einen Krieg mit den Vereinigten Staaten verwickelt worden wäre, mußte 
schließlich doch im wesentlichen nachgeben! Auch Argentinien, dessen 
Oelschätze nicht einmal bedeutend sind, war mit der Shell-Gruppe in 
Streitigkeiten verwickelt. In Nicaragua, das bekanntlich von amerikani- 
schen Truppen besetzt ist, soll es kein Oel geben. Man nimmt an, daß die 
Vereinigten Staaten dieses Land unterworfen haben, um einen zweiten 
atlantisch-pazifischen Kanal bauen zu können, 

Dies mag als Ueberblick über die Weltiage in Bezug auf Erdöl ge- 
nügen. Es geht daraus hervor, daß die Großmächte sich mit alten Mitteln 
eine genügende „Oelbasis® zu sichern suchen und dabei rücksichtslos 
kleinere Völker versklaven. Insbesondere versucht es England, das hierbei 
von Frankreich und anderen „öllosen‘‘ europäischen Mächten unterstützt 
wird, immer neue Einflußgebiete zu erwerben und sein Kolonialreich zu 
festigen. Gestört wird es hierbei besonders von den Vereinigten Staaten 
und von Rußland. Die Amerikaner sind ebenso durch ihre Bodenschätze 
wie durch ihre Bevölkerungszahl und ihren Kapitalreichtum in der Lage, 
in jedem Erdteil ein Wort mitzusprechen. Die Russen sind durch die 
ungeheure Ausdehnung ihres Gebietes, durch ihre Bevölkerungszahl und ihre 
geschickt ausgespielten „kommunistischen“ Lehren schwer angreifbar. 
Schließlich sind noch die Japaner und die 425 Millionen Chinesen in Ost- 
asien ein unberechenbarer, aber nicht zu unterschätzender Faktor. 

Gegenüber diesen Konfiiktsstoffen verschwinden die Streitigkeiten 
kleinerer Völker, wie zwischen Litauen und Polen, Italien und Jugoslaw en 
oder Griechenland und Bulgarien. Diese Völker dürfen sich nur schlagen, 
wenn es die Großmächte erlauben. Der Verlauf des griechisch-italienischen 
Korfu-Konflikts sowie der des griechisch-bulgarischen Zwischenfalles be- 
weisen es. 

Ob nun wirklich ein Kesseltreiben gegen Rußland besteht, oder ob 
zuerst der Gegensatz zwischen England und Amerika zum Austrag kommen 
wird, das ist ungewiß. Gefahren liegen jedenfalls genug in der Luft. Sie 
"brauchen nicht heute und morgen zur Explosion zu führen, aber trotzdem 
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ist es Aufgabe des deutschen Proletariats, darauf zu achten, daß Deutsch- 
land durch seine Stresemänner, die immer so gut mit den ölaktienbesitzen- 
den Briands und Macdonalds frühstücken, nicht in einen Krieg verwickelt: 
wärd, sei es gegen Amerika mit der pazifistisch klingenden Parole der Ver- 
einigten Staaten von Europa, sei es gegen Rußland. 


Herr Hugo Stinnes jun. Herr v. Walkdow, die Herren Hirsch, Groß 
und Schneid werden, wenn dieses Heft erscheint. entweder bereits frei- 
gesprochen sein oder aber in Ruhe und angenehmer Umgebung das Ende 
der richterlichen Beratung abwarten, das, wird es wirklich ein Schuld- 
spruch, für sie bestimmt in der Wirkung einem Freispruch gleichkommen 
wird. Denn eine Gefängnisstrafe würde nicht vollstreckt werden und eine 
Geldstrafe hat Leute ihres Schlagss noch nie ins Elend geführt. Die 
Herren haben nach Ansicht des Staatsanwaltes durch Schiebungen mit 
Kriegsanleihe das Deutsche Reich, mithin die Gesamtheit der deutschen 
Steuerzahler, um Millionen zu schädigen versucht, die sie in die eigenen 
Taschen leiten wollten. Nun ist es ja wahr, daß der deutsche Steuer- 
zahler es nicht merkt, wenn von den rund dreißig Milliarden Mark, zu 
denen sich die ihm Jahr für Jahr in Form vom direkten und indirekten 
Steuern, Zöllen und anderen Abgaben vom Staat weggenommenen Anteile 
an seinem Verdienst und seinem Verbrauch häufen, ein paar Millionen 
statt in Kavalleriesätteln der Reichswehr in Privatunternehmungen des 
ältesten Sohnes jenes Stinnes angelegt werden, der im Laufe einiger Jahre 
Milliarden aus diesen Erträgen in seine Gründungen zu lenken verstand. 
Aber es ist doch der Unterschied dabei, daß Stinnes sen. seine Tribute von 
den Finanzministern der Republik hundermillionenweise zugescheffelt er- 
hielt, während sich Stinnes jun. seine Dividenden aus dem verwesten Rest 
der Kriegsorgie selber bewilligte.e Sein Verteidiger hat uns aber die 
Tränendrüsen dermaßen gekitzelt, daß, wer nicht gänzlich verhärteten Ge- 
mütes ist, das Matyrium des armen Menschen, der schon der reichste 
Erbe Europas gewesen ist, und nun mit einem Dutzend kümmerlichen Mi- 
lionen sein Dasein fristet, bitterlich wird beweinen müssen. Wäs er tat 
— die Verteidiger haben es bewiesen, aber wir waren schon vorher da- 
von überzeugt —, das haben die großen deutschen Banken nach besten 
Kräften auch getan, und überdies bewiesen sie, daß die Kriegsanleihe-Speku- 
lation von besonderen Gesetzen beschirmt werden, und dem Strafgesetz- 
buch diese Kategorie der unsauberen Geschäfte entzogen sind, Die viel- 
stündige Verteidigungsrede des berühmten Rechtsanwalts Dr. Alsberg hat 
die Herzen der deutschen Bürger tief ergriffen, und erschrocken und 
entsetzt erfuhren sie, daß gegen den Kronprätendenten der Dynastie 
Stinnes ein Verfahren der Voruntersuchung beliebt worden sei, wie es 
„ein Dorfpolizist dem verhafteten Stromer gegenüber nicht mehr an- 
wendet“. Es ist überaus verdienstlich von Herrn Dr. Alsberg, die Me- 
thoden der Polizeikommissare bei Vernehmungen zw einer Strafsache ein- 
mal ans Licht gezogen zu haben. Man habe, sagte der Verteidiger, diese 
Vormtersuchung damit begonnen, daß man die StrafprozeBordnung ab- 
schaffte, und ein neues Gesetz an ihre Stelle setzte, in dem weiter nichts 
stehe als die lapidaren Sätze: „Für die Dauer der Untersuchung Stinnes 
existiert die Strafprozeßordnung nicht. $ 1: Zur Herbeiführune eines 
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Geständnisses sind alle Mittel erlaubt.‘ Herr Dr. Alsberg hat in diesem 
Prozeß den Spekulanten Stinnes zu verteidigen. Seine Pflicht ist es, alle 
Momente herauszuholen und dick zu plakatieren, die seinen Mandanten 
entlasten können, der Anklage des Staatsanwaltes jeden Boden zu ent- 
ziehen und das Verhalten des Beschuldigten vor den Richtern und vor 
aller Welt als Ausfluß lauterster Selbstlosigkeit einleuchtend zu machen. 
Aber die Behauptung des Anwaltes, die Methoden des Sonderkommissars 
Heinzmann, mit verwegenen Tricks sein Opfer zur Strecke bringen zu 
wollen, erklärten sich daraus, „weil man eine Persönlichkeit fassen zu 
können glaubte, die den Glanz eines großen Namens hatte,“ ist denn 
doch reichlich kühn. Niemand, fuhr Alsberg fort, würde denn auch am 
Ende dieses Strafprozesses „die Behauptung wagen, die Mittel, die man 
zur Ueberführung der Angeklagten und speziell dieses Angeklagten auf- 
gewandt hat, seien nicht nur die typischen, sondern die üblichen unseres 
Gerichtsverfahrens. Wäre dem so, dann stände es wahrlich schlimm um 
unsere Strafrechtspflege“. Herr Rechtsanwalt! Sie haben vollständig recht: 
die Mittel, die, wie Sie versichern, von Herrn Heinzmann gegen Herrn 
Stinnes angewandt wurden, sind weder die typischen noch gar die 
üblichen, um eine Persönlichkeit zu fassen, die „den Glanz eines großen 
Namens“ hat. Aber ich bin erbötig, Ihnen Dutzende von Fällen zu nennen, 
ja, mit Ihrer Hilfe Hunderte von Beispielen zu ermitteln, wo arme Terfel 
ohne Glanz und ohne Namen von vernehmenden Polizeikommissaren 
auf trockenem Wege mürbe gefoltert worden sind, bis ein Protokoll: zu- 
stande kam, auf Grund dessen dann Staatsanwälte klagten und Richter 
Urteile fällten, — Urteile, Herr Rechtsanwalt, die die Verzweiflung der 
Not ahndeten, indem sie die Not der Verzweiflung verhängten, für Jahre, 
für die ganze Dauer der Jugend, des Mannesalters, des Lebens selbst. 
Denn diesen armen Teufeln stand kein Alsberg zur Seite, und es waren 
auch keine wohlerzogenen, wortgewandten, der richterlichen Bildung ge- 
wachsenen Angeklagten, wie die Herren Hugo Stinnes und v. Waldow, 
sondern sprachlich ungeübte, dumpf befangene, von den Fragen umd raf- 
finierten Fallen verwirrte, vom Leben schon zuvor verprügeite Menschen, 
schlecht gekleidet, proletarischen Aussehens und Benehmens, die von den 
Richtern and Beamten nicht wie Ihre Klienten mit zuvorkommender Höf- 
lichkeit behandelt wurden, sondern mit der leicht angeekelten Gering- 
schätzung, die dem körperlich und geistig «epflegten Mitglied der be- 
sitzenden Klasse selbst ohne Absicht instinktmäßig eigen ist, wenn ein ins 
Gefühl seiner Minderwertigkeit hinabgestoßener, grintiger und augen- 
entzündeter Bettler in all seiner Hilflosigkeit vor ihm steht. Ich will Ihnen 
Urteile zeigen, Herr Rechtsanwalt, gegen Proleten, denen kein Staats- 
anwalt vorwarf, sie hätten die Gesamtheit ihrer Landsleute um Millionen 
geschädigt, deren Ausbeute bei der Straftat einen geringen Bruchteil dessen 
betrug, was gemeinhin der Erbe, der sich im Glanz eines großen Namens 
sonnt, in drei Abendstunden an den Vergnügungsstätten des Berliner 
Westens ausgibt. Da werden Sie staunen, mit welcher Leichtigkeit 5 und 
8 und 12 und 15 Jahre Zuchthaus verhängt werden, und erst recht, auf 
wie vage Indizien hin dem Armen, dem nur ein eiliger und sachlich wie 
finanziell uninteressierter Offizialverteidiger zur Seite steht, sein Schicksal 
zuteil wird, Wenn Sie aber einmal Lust haben, mit mir em paar Zucht- 
häuser zu besuchen, und meine Freunde dort darüber zu befragen. wie 
die Protokolle der Voruntersuchung zustande kamen, die vor den Ge- 
richten viel mehr Beweiskräft haben als alle entlastenden Aussagen der 
den Angeklagten an logischer Denkübung, an Ausdruckssicherheit und an 
Wehrlosigkeit gegen die Ueberlegenheit der Vertreter der anderen Klasse 
gleichgestellten Zeugen, — ach, Sie würden das Lächeln begreifen, das dei 
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diesen Zuchthäuslern Ihrem pathetischen Ausrufe begegnete: „Wenn das 
Recht sich nicht mehr in den Formen des Rechts verwirklicht, dann hat 
es aufgehört, Recht zu sein!“ 

Soll ein solches Wort mehr sein als klingende Rhetorik, dann wird 
es wohl den Sinn der Forderung haben müssen, daß sich Recht, das als 
Recht bestehen wolle, nur in den Formen gleichen Rechtes verwirklichen 
dürfe. Ist aber gleiches Recht möglich, wo die Ungleichheit der Lebens- 
bedingungen, unter denen die Menschen empfangen, getragen und geboren 
werden, aufwachsen, sich körperlich. seelisch und geistig entwickeln, sich 
ernähren, wohnen, lieben, leiden und genießen, erwerben und verbrauchen, 
sich schonen und. sich verschwenden, Kinder zeugen, ernähren und er- 
ziehen. gesund und krank sind, sterben und begraben werden und jegliche 
Handlung verrichten oder unterlassen, Grundlage aller ökonomischen und 
politischen Einrichtungen der menschlichen Gesellschaft sind? Setzt nicht 
Gleichheit des Rechts Gleichheit der Möglichkeit voraus, Anlagen, Cha- 
rakter und Persönlichkeit zum eigenen und zu aller Nutzen zu entfalten? 
Und setzt nicht wiederum Gleichheit des gesellschaftlichen Seins und der 
gesellschaftlichen Geltung Freiheit der Gesellschaft selbst voraus? Gleiches 
Recht im Staate, das ist ein Widerspruch in sich selbst, nicht geringer 
als wollte man sagen: Gleicher Wohlstand im Kapitalismus. Nein, es ist 
mit dem Recht, das die Jusitz übt, ebenso wie mit dem Recht, das den 
Staat im ganzen erhält: es ist Klassenrecht, ungleiches Recht, Recht für 
die Reichen und gegen die Armen, Recht des wirtschaftlich Stärkeren. 

Das Amt des Rechtsprechens schon ist Privileg der besitzenden 
Klasse, und glückt es ja einem Bevorzugten aus dem Proletariat, aufzu- 
rücken in die Reihen der Juristen, so nur um den Preis, daß er in Lebens- 
haltung und fast immer auch in Auffassung und Urteilsgeist seine Herkunft 
vergißt und den errıngenen Stand als Beförderung über Seinesgleichen 
empfindet. Es ist hier nicht anders als bei den politisch Arrivierten des 
Proletariats, Nicht mehr verbindet noch die mit Autoritätsrecht ausge- 
statteten Führer der Arbeiterklasse mit den Arbeitern, als die Offiziere mit 
den Mannschaften verbindet. Sie sind Oberschicht geworden, wie die be- 
sitzende Klasse Oberschicht über die besitzlose Klasse ist. So ist auch 
die Behandlung der Menschen je nach Stand und gesellschaftlicher Geltung 
verschieden, wenn sie als Objekt der Rechtsprechung Rechenschaft geben 
sollen, verschieden auch nach den politischen Ueberzeugungen, die sie 
bekunden. Hier darf sogar ein Arbeiter, der sich zu den besitztreuen, 
für erweitere Vorrechte des Besitzes bemühten Ansichten der Faschisten 
bekennt, die Bevorzugung vor einem wohlhabenden Mann erwarten, der 
im Ernst einen Kampf um gleiches Recht in freier Gesellschaft führt. 

Vom den Mämnern, die zur Sicherung ihrer Verschwörerorganisationen 
eine außerordentlich rege funktionierende Feme einrichteten und ausübten, 
und von denen immerhin ein Teil wegen Mordes verurteilt worden ist, be- 
jinden sich nur noch ganz wenige im Gefängnis. Herr Oberleutnant Schulz 
ist wegen Haftunfähigkeit entlassen worden, Herr Heines anscheinend mit 
derselben Begründung. Die mecklienburger Beteiligten wurden mit der 
aufrichtigen Erklärung frei, daß ihre politische Mordtätigkeit die Sympathie 
der Kreise finde, von deren Zustimmung das Zustandekommen der neuen 
Landesregierung abhing. Die Begnadigung war von den Nationalsozialisten 
zur Bedingung gemacht worden, und ohne ihre Erfüllung wüßte Mecklen- 
burg nicht, wer dem Volke auf parlamentarische Art Paragraphen winden 
sollte. Die Fememörder danken also ihre Befreiung dem demokratischen 
System mit seinem meckischen Verwechselt-das-Bäumchen-Spiel. Die Par- 
teikommunisten sollten ihre Entrüstung über die Einseitigkeit der Frei- 
lassung der politischen Gefangenen ein wenig mäßigen. Als es im vorigen 
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Jahr um eine allgemeine politische Amnestie ging, die vom Stahlhelm ge- 
fordert ‚wurde, da haben die Kommunisten beantragt, die Fememörder 
müßten davon ausgeschlossen werden. Damals schrieb ich hier (FANAL, 
Jahrg. II, Nr. 10, „Schacher mit Gefangenen“): „Damit haben die Partei- 
kommunisten .... genau das getan, was sie zuvor mit großer Berechtigung 
der Sozialdemokratie als demagogische Preisgabe eines großen Teiles der 
proletarischen politischen Gefangenen vorgeworfen haben: sie haben der 
Bourgeoisie den Tip gegeben, wie sie um die politische Generalamnestie 
herumkommen könne. Sie haben die Berechtigung des Standpunktes an- 
erkannt, daß die Atmosphäre des akuten Bürgerkrieges, aus der die so- 
genannten Fememorde ebenso hervorgegangen sind wie alle Taten der 
revolutionären Arbeiter, in den Zuchthäusern durch Staatsmaßnahmen. wach 
gehalten werden soll. Sie haben, wohl wissend, daß der Staat selbstver- 
ständlich niemals andere Ausnahmen von der Amnestie zulassen werde 
als solche. die proletarische Klassenkämpfer zu tragen haben, von vorn- 
herein verlangt, daß das Amnestiegesetz Ausnahmen enthalten müsse.“ 
So haben wir jetzt das Ergebnis: Für die nationalen politischen Gefange.ien 
haben die Einschränkungen der Amnestie keineswegs die Herabsetzung ihrer 
lebenslänglichen Zuchthausstraien auf 7% Jahre Gefängnis zur Folge ge- 
habt, sondern einfach eine etwas verzögerte und in leisem Verfahren be- 
triebene Sonderamnestie. Die proletarischen politischen Gefangenen aber 
dürfen als einzige wirkliche Ausnahmen von der Amnestie die Weisheit 
und Charakterfestigkeit revolutionärer Parlamentstätigkeit bezeugen. 

Zum 10jährigen Jubiläum der Weimarer Reichsverfassung, deren Sinn 
darin besteht, daß mit ihrer Inkraftsetzung die Revolution offiziell in Hoch- 
verrat überging, scheinen nun wirklich in etwas größerem Stil als üblich 
zwar keine Straflöschungen, aber doch Begnadigungen geplaut zu sein. 
Leider beschränkt die Deutsche Liga für Menschenrechte ihre Forderung 
auf die Opfer des Weltkrieges, die noch — in viel größerer Zahl, als die 
meisten ahnen — in den deutschen Zuchthäusern festgehalten werden. Es 
ist wohl anzunehmen, daß die Liga mindestens dafür Sorge tragen wird, 
daB der Kreis derer, die als Kriminalopfer des Krieges anerkannt werden, 
recht weit gezogen werde. Jede Tat, die von Soldaten während des 
Krieges verübt wurde, muß endlich als erledigt gelten. Man möge be- 
denken, daß auf Befehl begangener Mord, Raub, Brandlegung und jegliche 
Roheit als rühmlich belohnt wurde und daher die sittlichen Begriffe der 
Menschen auch außerhalb des Dienstlebens verwirrt wurden. Aber der 
Krieg hat länger gedauert als bis 1918, auch in politischer Beziehung, 
Ebert richtete schon Ende 1918 Sondergerichte ein, deren Urteile samt und 
sonders aus politischer Befangenheit der Richter flossen, die unter poli- 
tischen Gesichtspunkten als außerordentliche Kriegsrichter eingesetzt wur- 
den, wobei irgendeine Rechtsgleichheit schon deshalb nicht in Frage kam, 
weil die Begründung der Sondergerichtsbarkeit ja ganz offen auf die 
„spartakistische Gefahr‘ Bezug nahm. Man lasse daher ohne weiteres alle 
von Sondergerichten Verurteilten ausnahmslos frei. Schon daß sie vor 
Sondergerichte gestellt wurden, beweist. daß man ihre Straftaten politisch 
beurteilt hat. Es wäre also vollkommen gerechtiertigt. daß man sie als 
politische Gefangene anerkennte und die Amnestie von 1928, die keinerlei 
Definition des Begriffes „politische Straftat“ enthält, schematisch auf sie 
anwendete. 

Die Freilassung der Femetäter ist nur dadurch eine unerträgliche 
Provokation, daß sie sich nicht auf die proletarischen politischen Gefan- 
genen erstreckt. Rudolf Margies ist uns Linksrevolutionären ebensoviel 
wert wie den Rechtsradikalen der Oberleutnant Schulz. Seine Delikte. 
vom Standpunkt der Staatsbejaher selbst gesehen, sind geringfügig gegen- 
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über denen, die die Gerichte glauben Herrn Schulz nachgewiesen zu haben. 
Die Lauterkeit seines Charakters und die Unbestechlichkeit seiner Ge- 
sinnung trat in seinen Prozessen so hell ans Licht, daß die Arbeiter 
Deutschlands längst Grund gefunden haben müßten, so laut für ihn zu 
trommeln, wie es der Stahlhelm und die Hakenkreuzler für Schulz getan 
haben. Warum kümmert sich das Proletariat nicht um Emil Göckeler oder 
Seppl Müller, die selbst nach der Beschuldigung der Gerichte erheblich 
weniger begangen haben als die Herren Heines und seine Mecklenburger 
Helfer? Sepp Müller ist ein kranker Mensch; wäre er unter dem Haken- 
kreuz gegen den Staat rebellisch geworden, so wäre seine Haftunfähigkeit 
ebenso bestätigt worden wie die Schulzens. Vor einigen Wochen hat sich 
den Essener Behörden der Genosse Theo Ebers freiwillig gestellt. Er hatte 
im Ruhrgebiet 1923 einen Polizeioffizier erschossen. war vom Sonder- 
gericht zum Tode verurteilt und nach Rußland entkommen. Dort geriet 
er als Linker ins Gedränge mit den dort allein zugelassenen Auffassungen 
und zog schließlich vor, die 7% Jahre Gefängnis in Deutschland auf sich 
zu nehmen, statt drüben als Emigrant ohne jeden Schutz verfolgt zu sein. 
Man lasse ihn frei. wie man von der anderen Seite Fahlbusch frei lasse 
und Klapproth. Aber man wende die Juli-Amnestie zugleich auf die vielen 
Fälle an, die man, da es sich um Proletarier handelte, nicht als politische 
anerkannt ;hat. obwoht sie vollkommen politischen Charakters sind. Ich 
nenne die Namen Mehlhorn, Burkhardt, und die in den Wolffenbütteler 
Komplex verwickelten Genossen Karl Peters (lebenslänglich} sowie Karı 
Nachtigal, Kobitsch-Meyer und Franz Junge mit je 15 Jahren. Ferner: 
es laufen noch eine ganze Menge Verfolgte illegal oder im Ausland herum, 
die ebenfalls in politischen Zusammenhängen als Bewaffnete einmal einem 
gegen sie Bewaffneten zuvorgekommen sind. Zum Teil reichen diese Fälle 
bis zum Kapp-Putsch oder noch weiter zurück. Da ihnen nach der eng- 
herzigen Amnestie vom Vorjahre immer noch 7% Jahre Kerker bevor- 
stehen, sind sie gezwungen, „weiterhin unstet und heimatlos umherzuirren. 
Gleiches Recht? Man erinnere sich, wie der Noske im Perlacher Prozeß 
vor zwei Jahren, als es sich darum handelte, daß seine Weißgardisten 
12 unbewaffnete und revolutionsfremde sozialdemokratische Arbeiter um- 
gebracht hatten, erklärte, in solchen Situationen wie damals seien Tötungen 
von Unbeteiligten im Uebereifer nicht zu vermeiden gewesen: die Mörder 
wurden freigesprochen. Die revokstionären Proletarier aber, die inmitten 
wilder Kämpfe ihren wniformierten und schwer bewaffneten Verfolgern 
das Menschenvernichtungsmonopol streitig machten, werden nach 9 Jahren 
noch nicht in Ruhe gelassen. 

Aber Zeit wäre es auch, daß endlich einmal die Arbeiter aufhörten, 
zar zu ängstlich zwischen politischen und nichtpolitischen Justizopfern zu 
unterscheiden. Begriffe jeder Arbeiter, der doch auch weiß, was Erwerbs- 
losigkeit bedeutet, wie eng die Kriminalität mit der Lebenshaltung ver- 
wachsen ist, die seine eigene Lebenshaltung ist oder jeden Tag werden 
kann, dann blickte er weniger erhaben auf einen Einbrecher oder Raub- 
mörder herab, und kümmerte sich mehr um die Herkunft der Automobile, 
Pelze und Juwelen derer, die vom „Glanz eines großen Namens“ umstrahlt 
sind Warum fordert keine proletarische Organisation die Beseitigung der 
Scheußlichkeit, daß Menschen für Lebenszeit eingesperrt sind? Will die 
Republik sich bei ihrer Verfassungsfeier ein wenig Achtung gewinnen — 
sie hätte es verdammt nötig! —. so gebe sie allen lebensianz Verur- 
teilten die Möglichkeit, sich auch noch einmal der Segnungen ihrer ge- 
priesenen Verfassung zu freuen. Begrenzt alle lebenslänglichen Urteile auf 
Zeit! Zeigt den Verzweifeltsten unter den Mitmenschen Zukunft, Land, 
Licht! Entleert die Lazarette der Zuchthäuser! Oder laßt uns wenigstens 
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ma} Statistiken sehen, aus den wir erfahren, wieviele Gefangene jährlich 
in euern Besserungskäfigen sterben und wieviele ihr als haftunfähig frei- 
laßt. Von beiden Arten möchten wir aber auch Namen, Vermögen und 
gesellschaftliche Verhältnisse kennen lernen und dazu auch das Ver- 
brechen, das zur Verurteilung führte. Aber nicht .die Aufzählung der 
Paragraphen genügt uns, sondern Vorgeschichte und Hergang wollen wir 
wissen und das Material prüfen können, aus denen die Richter ihre Schuld- 
beweise schöpften. Ihr würdet Euch vor Grauen schütteln, ihr Verfassungs- 
begeisterten mit dem unschuldigen Wahn, ein schwarzrotgoldenes Tuch sei 
Bürgschaft für gleiches Recht, sähet ihr, was auf dem Gebiete der Justiz 
unter Berufung auf die Weimarer Verfassung getrieben und gedeckt wird. 

Ich liebe die Verfassung der deutschen Republik so wenig wie ich den 
Staat liebe, der unter dieser Bezeichnung die Methoden des Hohenzollern- 
reiches fortsetzt. Aber der Anlaß, für die ärmsten Opfer der Gesellschaft, 
für die Geächteten in den Zuchthäusern, Freude und Aussicht auf Befreiung 
zu fördern, ist mir immer und unter allen Umständen recht. So gut uns 
der 80. Geburtstag Hindenburgs Hebel war zu dem Versuch, die Sargdeckel 
der Kerker zu lüften, so gut soll uns die Jubelfeier unserer Klassengegner 
Mittel sein zu dem Versuch, möglichst vielen Getretenen und Unglücklichen 
ans Tageslicht zu helfen. Wenn mir aber jemand entgegnen will: wie 
kannst du Gnade verlangen von Staatsregierern für Klassenbrüder. denen 
ihr Recht zusteht? —, so werde ich ihm antworten: ich glaube nicht an ein 
Recht, das ja doch kein gleiches Recht sein kann. Mag der Staat es ge- 
trost Gnade nennen, wenn er einen Bruchteil seines Unrechts wieder gut- 
machen möchte. Wenn meine armen Freunde nach 10, 15, 18 Jahren unaus- 
denkbarer Pein aus den Käfigen dürfen, so wird sie eine Freiheit empfangen, 
die ihnen viel weniger Lust als Last bereit hält. Und wenn sie dann schen 
werden, wie wohl den Herren Stinnes, v. Waldow, Orlow, Graf Stolberg 
die Luft bekommt, die sie niemals werden zu atmen bekommen, dann wird 
es ihnen immer noch ehrlicher scheinen, auf dem Stempel ihres Entlassungs- 
scheines von Gnade zu lesen, als wenn ihnen die späte Bewilligung ihrer 
Bettler- und Krüppelfreiheit auch noch als Recht serviert würde. 


Rußland und China 


Der wechselvolle Verlauf der chinesischen Revolution, ihr Umschlagen 
aus einer mächtigen Volksbewegung mit hohen sozialen Zielen zu einer 
rein nationalistischen gegen das arbeitende Volk gerichteten widerwärtigen 
Bürgerkriegsschlächterei um die Pfründen des neuen kapitalistischen 
Staates ist am Rande eines außenpolitischen Krieges angelangt. Seit dem 
Tode des großen revolutionären Organisators Sun Yat Sen, dem für China 
die Rolle Lenins beschieden schien, ohne daß er sich wohl um einer ver- 
schrobenen .doktrinären Spekulation willen zur Errichtung einer engen 
Parteidiktatur hätte verführen lassen, geriet die nationale Selbständigkeits- 
bewegung des halb kolonialen Riesenlandes mehr und mehr unter den 
politischen Einfluß imperialistischer Agenten, die von bezahlten Lands- 
knechtsgenerälen unterschiedliche nationalrevolutionäre Parolen mit un- 
durchsichtigen geschäftlichen Hintergründen blutig verteidigen ließen. Die 
Russen hatten sich anfangs die gewaltige Gärung in China klug nutzbar 
gemacht, indem sie sich bemühten. der armen Kulischicht ihre besonderen 
revolutionären Interessen, die auf Räteinstitutionen mit dem Ausblick auf 
den Sozialismus hinausliefen, nahe zu bringen und indem sie die vom 
Zarentum überkommenen imperialistischen Vorrechte, bevor sie den an- 
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deren Mächten durch die Wucht der Revolution aus den Händen ge- 
schlagen würden, freiwillig durch entgegenkommende Verträge einschränk- 
ten. So ging durch den Vertrag von 1924 die ostsibirische Eisenbahn, die 
wichtigste Verbindung Rußlands mit seinem chinesischen Osthafen Wladi- 
wostok, aus dem Alleinbesitz Rußlands in gemeinsame Verwaltung des 
russischen und des jungen chinesischen Staates über. Sun Yat Sen, der 
Führer der Kuo Ming Tang, erkannte die unschätzbare Hilfe, die das im 
Befreiungskampfe befindliche China durch ein Bündnis mit Rußland er- 
fahren mußte, und auf beiden Seiten wurde die Verbrüderung aweier 
Revolutionsvölker mit lauter Begeisterung als erwachender Morgen der 
Weitbefreiung gefeiert. 1925 starb Sun Yat Sen. Seine Erben in der 
Parteiführung der Kuo Min Tang sahen sich neuen Kriegen der gegen sie 
in Bewegung gesetzten Söldnergeneräle gegenüber. Ihre Bürgerkriegs- 
armee unterstellten sie dem General Tschangkaischek, ihre Politik paßten 
sie den Wünschen des starken russischen Verbündeten an, und dank der 
starken Finanz- und Waffenhilfe, die über die ostsibirische Bahn herbei- 
rollte, konnte sich die Kuo Min Tang zur Herrin sehr großer Teile Chinas 
machen und als selbständige Macht an die Loslösung der Bindungen 
denken, die sie zur siegreichen Durchführung der nächstliegenden Kämpfe 
hatte eingehen müssen. Diese nationalistisch-fortschrittliche Partei hat 
natürlich nie daran gedacht, den Kulis die Herrschaft über das Land zu- 
zugestehen. Wie jede nationale Bewegung hatte sie sich des Proletariats 
für die Befreiung von der imperialistischen Versklavung bedient. Danach 
traten die Anusbeuterinteressen in den Vordergrund, und Tschangkaischek 
erwies sich bei der Niederzwingung des chinesischen Proletariats als 
ebenso ruchloser Würger wie die übrigen Generäle auch. Zugleich mit der 
blutigen Erledigung der Ansprüche des arbeitenden Volkes betrieb die 
Kuo Min Tang die Beseitigung der russischen Vormundschaft. Der natio- 
nalistische Furor brach aus. Angriffe gegen die Konsulate in Kanton, gegen 
die russischen Beamten und Techniker in der Mandschurei, endlich die 
gewaltsame Zerreißung des Eisenbahnvertrages von 1924 durch Verhaftung 
and Ausweisung der russischen Sachwalter und formlose Uebereignung 
aller Rechte auf die chinesische Bahn in den Alleinbesitz Chinas. 

Was Rußland anbelangt, so hat es sich von der nationalistischen 
Kou Min Tang einfach übertölpeln lassen. Die kommunistischen Arbeiter 
und Kleinbauern Chinas hatten sich blindlings dem Kommando der Bol- 
schewiki unterstellt, und da die Bolschewiki in ihrer gesamten Auslands- 
politik keine international sozialistischen Arbeiterinteressen, sondern national 
russische Staatsinteressen verfolgen und in dem Bündnis mit der Kuo Min: 
Tang törichterweise eine Sicherung ihrer chinesischen Wirtschaftsbeteili- 
gung erblickten, veranlaßten sie die Kuli, sich mit Haut und Haaren dem 
Befehl der Kuo Ming Tang zu unterstellen. Der kluge Trotzki warnte recht- 
zeitig vor den Folgen. Er hat erlebt, wohin in Rußland Warnungen führen 
und erlitt deswegen das Schicksal, das er selbst früher vielen revolutio- 
nären Oktoberkämpfern bereitet hatte. Die Ereignisse haben ihm recht 
gegeben. Mit russischem Geld, mit russischen Waffen errang Tschang- 
kaischek den Sieg über die Kuli, die Kommunisten und die Russen in 
China. Mit der Besetzung der ostsibirischen Bahn hat der letzte Teil der 
nationalen Revolution Chinas begonnen, der zugleich den letzten Teil der‘ 
Niederwerfung der sczialen Revolution in China bedeutet. 

So ist der nüchterne Tatbestand. Jetzt stehen an der mandschurischen 
Grenze zwei Kriegsparteien einander gegenüber, und täglich kann das 
Gemetzel losgehen, das mit Pausen oder ohne Pause zur Entfesselung 
des zweiten vergrößerten Weltkrieges führen müßte. Hier Partei für 
einen der beteiligten Staaten zu nehmen, bedeutet nichts anderes als die 
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Einrichtung von Staaten, Staatsgrenzen und Staatsansprüchen überhaupt 
zu bejahen. Es geht aber tatsächlich einfach um den Konflikt zwischen 
zwei Staaten um ein geschäftliches Eisenbahnunternehmen, das von chine- 
sischen Arbeitern gebaut wurde, und in allen Teilen auf chinesischem 
Gebiet liegt. Was die Stellungnahme des Revolkutionärs in diesem Falle 
erschwert, ist einzig die tatsächlich drohende Gefahr, daß ein Krieg, in 
den Rußland verstrickt wird, die Weißgardisten aller Länder auf den Plan 
rufen wird, deren Verschwörungen sich viel weniger gegen das gegen- 
wärtig herrschende Diktatursystem in Rußland kehren als gegen die Ar- 
beiter nud Bauern selbst, die 1917 ihre herrliche Revolution auskämpften 
und deren Keime trotz aller bolschewistischen Kompromisse, Konzessionen 
und Retiraden verteidigen. Wenn es wahr wäre, womit die Chinesen ihr 
Vorgehen begründen. daß die russischen Beamten ihre Vertragsrechte 
mißbraucht hätten, um die chinesische Arbeiterbevölkemag mit kommu- 
nistischen Ideen zu verseuchen, dann könnte man sagen: es gilt also den 
Eingang des befreienden Menschheitsgedankens nach China zu schützen. 
Das macht Rußlands bewaffnetes Einschreiten zu einem Revolutionskrieg, 
— Völker, erhebt die Gewehre! Aber der Vorwurf wird ja von den 
regierenden Russen mit aller Schroffheit als verhetzemde Kriegsregie 
zurückgewiesen. Man hätte nur getreulich auf dem Staatsvertrage be- 
standen. So haben wir das abscheuliche Bild, daß um die Ausbeutung einer 
Verkehrsanlage, die bestimmt sein müßte, die Grenzen zwischen den Län- 
dern aufzuheben, ein nationalistischer Kriegstanz von zwei Staaten be- 
gonnen wird, die ihre Gefolgschaft gleichermaßen mit dem Schlachtruf 
besoffen machen: Schützt die Revolution! Natürlich kann man nicht 
schreien: die russische Regierung verrät die Revolution, imlem sie den 
Chinesen ein Ultimatum geschickt hat. Unsinn. Die russische sogenannte 
Sowietrepublik, die keine Sowietrepublik ist, weil die Sowjets nicht nur 
nicht alle Macht, sondern mur eine sehr geringe Macht haben und über- 
dies nicht unabhängig von der Verwaltung des Landes gewählt sind, — 
die Sowjetrepublik hat sich eine staatliche Verfassung gegeben. Da sitzt 
das Uebel. Wer Staat sagt, muß auch Krieg sagen; es bleibt ihm gar 
nichts anderes übrig. Aber man möge diejenigen, die unter revolutionären 
Weltarbeiterforderungen etwas anderes verstehen als geschäftliche Grenz- 
sorgen des russischen Staates, gefälligst aus dem Spiel lassen. Mindestens 
rufe man sie nicht als Kronzeugen für die Schukd der Chinesen an. Seit 
wanm arbeitet man denn plötzlich bei den Kommunisten mit Kriegsschuld- 
anklagen? Das wurde doch bisher abgelehnt und: richtie festgestellt, daß 
Kriege zwischen Staaten immer ökonomsiche, niemals moralische Ursachen 
haben. Alle Jauchekübel der nationalistischen Haßregie sind wieder los, 
genau wie vor 15 Jahren, und die internationalen Kumdgebungen der Kom- 
munisten aller Länder gegen den Krieg werden in diesem Jahre von der 
Melodie begleitet sein: Es lebe der Krieg gegen die Chinesen! 

Aber noch viel. ekelhafter, weil weniger aus Dummheit als aus 
Halunkenhaftigkeit fließend, ist die umgekehrte Kriegshetze der Sozial- 
demokraten gegen Rußland. Nur durch die infame, intrigante Art, wie 
sich z. B. der Vorwärts bestrebt, die Bedrängnis Rußlands in dem Handel 
zu einem Kesseltreiben aller der Weißen, die, wie dieses Geschmeiß selber 
den ganzen Krieg hindurch schamloseste Mordpropaganda und Verrat 
an der Arbeiterschaft getrieben hat, gegen die Arbeiter und Bauern Ruß- 
lands auszunutzen, wird das Verhalten selbst antiautoritärer Revolutionäre, 
wie des Genossen Ernst Friedrich erklärlich, wenn sie sich von der Kriegs- 
psychose ergreifen lassen und für die russische Sache ins Horn blasen. 

Wenn das Weltproletariat zur Solidarität aufgerufen wird, so ist das 
recht und gut. Aber erstens haben wir solidarisch zu sein nicht mit dieser 
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oder jener Staatsregierung, sondern mit den Arbeitern, die als Soldaten 
für geschäftliche Angelegenheiten kämpfen sollen. Zweitens trifft das 
ebenso auf die armen chinesischen Kuli zu wie auf die armen russischen 
Rotgardisten. Beiden wird weisgemacht, der Kampf um die mand- 
schurische Bahn sei ein Kampf für die Ziele ihrer Revolution. In Wahrheit 
wird weder der Rotgardist noch der Kuli einen Heller von dem Ertrage 
der Bahn erhalten, wenn der Kampf ausgetragen ‘ist. (Ob mit Krieg oder 
ohne, das Eisenbahngeschäft machen amerikanische Finanzkapitalisten.) 
Solidarität der internationalen Arbeiterschaft läßt sich nur in der Weise 
üben, daß Waffen und Munitionstransporte unter allen Umständen ver- 
hindert werden und indem Greuelmärchen und Haßgesängen, mögen sie 
kommen. von wem sie wollen, mögen sie sich richten, gegen wen sie 
wollten, unter allen Umständen entgegengearbeitet wird. 

Den Russen muß aber nech ein eigener Vorbehalt gemacht werden. 
Ihr wendet euch, da ihr — was wir sehen und zugeben — in Not seid, 
wieder einmal an die moralische Unterstützung aller revolutionären Ar- 
beiter der Welt. Wollt nicht ihr einmal zeigen, daß ilır selber Kameraden 
der revolutionären Arbeiter der Weit seid? In Sibirien, in euren Kerkern 
und Verbannungsorten, in der Emigration, befinden sich tausende und aber- 
tdusende bester revolutionärer Kämpfer, Linksrevolutionäre, die keine 
andere Sünde begangen haben als die, daß sie unter einer wirklichen 
Sowjetrepublik nicht euren Staat verstehen, sondern das, was alle Revolu- 
tionäre, und ihr selbst auch, im Oktober 1917 darunter verstanden haben. 
Indem ihr diese Genossen verfolgt und vergewaltigt, führt ihr Krieg gegen 
alle Anarchisten und linken Revolutionäre der Welt. Vielleicht wird euch 
der Gang der Ereignisse sehr bald zwingen, Troztki an die Spitze eurer 
Kriegsheere zurück zu berufen. Dann wird sich zeigen, daß ihr sehr 
wohl imstande seid, den Schmutz, den ihr gewohnheitsmäßig guten Revo- 
lutionären anwerft, die nicht jede eurer Linienwindungen nachzeichnen, 
auch wieder abzuwaschen. Ruft einmal im Ernst: Die Revolution ist in’ 
Gefahr!, und macht dabei glaubhaft, daß das nicht heißen scll: Der Staat 
ist in Gefahr oder eure eigene Pfrümdenwirtschaft ist in Gefahr! — dann 
werdet ihr sehen. wie sie alle da sein werden. die 1917 da waren. Aber 
Voraussetzung dazu ist, daß ihr das Gesinnungsmonopol eurer Bürokratie 
aufhebt. Gebt der Revolution ihre Revolutionäre wieder; sie werden sie 
auch zu schützen wissen! 


Das proletarische Vaterland 


Die kaum glaubliche Meldung, daß Francesco Ghezzi in Rußland ver- 
haftet worden ist, hat sich leider nicht nur als richtie erwiesen, sondern ist 
inzwischen durch die Nachricht noch übertroffen, daß der italienische An- 
archist auf administrativem Wege, also ohne Verhandlung und ohne die 
Möglichkeit, sich auch nur zu verteidigen, zu drei Jahren Gefängnis verur- 
teilt worden ist. INO verbreitet den wirksamen (allerdings in Moskau gänz- 
lich unwirksamen) Protest, den im Auftrage der Internationalen Arbeiter- 
Assoziation die Genossen Rudolf Rocker und J. Orobön Fernändez an den 
Rat der Volkskommissare der Sowjet-Union gerichtet haben. Da wird daran 
erinnert, daß Ghezzi, wegen angeblicher Beteiligung am Diana-Attentat, seit 
1921 von der italienischen Regierung verfolgt, unter größter Mühe vor der 
Auslieferung aus Deutschland bewahrt wurde und im Glauben, Rußland sei 
das Asyl aller proletarischen Revolutionäre, dort Zuflucht suchte. Er war 
dort als Arbeiter tätig und ist geblieben, was er immer war: Anarchist. 
Darum, allein darum hat man ihn eingekerkert und das im selben Augenblick. 
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wo der faschistische General Balbo, ein Beteiligter am Morde Matteottis, 
mit seinem Flugzeuge-Geschwader in Odessa von offiziellen Vertretern des 
„Arbeiterstaates“ feierlich begrüßt wurde. Der Protest erinnert an den Fal! 
des italienischen Flüchtlings Alfonso Petrini, der ebenfalls, weil er seinem 
revolutionären Gewissen die Treue hielt, in einem russischen Gefängnis ver- 
schwand und seitdem einfach verschollen ist. Zum Schluß wird die Forde- 
rung erhoben, die Anklage offiziell mitzuteilen, mit der man die Verfolgung 
Ghezzis rechtfertigen will und schleunigst seinen Prozeß öffentlich und 
unter Heranziehung russischer oder ausländischer Verteidiger anzusetzen. 
„Das freie internationale Proletariat, das schon einmal Ghezzi aus dem 
Rachen des Faschismus gerettet hat. wird ihn jetzt nicht in den Krallen der 
GPU. zugrunde gehen lassen.“ Das Internationale Antimilitaristische Büro 
und die Internationale Antimilitaristische Kommission haben sich dem Schrei- 
ben angeschlossen. 

Unmittelbar nach der Verhaftung Ghezzis hat, wie der „Syndikalist‘ 
mitteilt, die GPU. ebenso geheimnisvoll und ohne Angabe von Gründen wie- 
der eine Reihe Moskauer Anarchisten verhaftet, Genosse Otverjeuny, der 
eine Schrift gegen die Verleumdungen Bakunins verfaßt hat, erhielt 3 Jahre 
Verbannung nach Karakstan, ebenso Genosse Mudrock; Kaidanow 3 Jahre 
nach Orenburg, Michailow drei Jahre nach Ufa, Dariuschkin ebensolange 
nach Sibirien. Gawrilin, Tischon, Kudclei, Karkhardin. die beiden letzten 
kommunistische Anarchisten, deren Dienste in der Alirussischen Union der 
Kooperativen und im Volkskommissariat für Ackerbau bis zuletzt in An- 
spruch genommen waren, je drei Jahre Verbannung in verschiedene Gegen- 
den Rußlands. Der kommunistische Anarchist Rogdajew. ein alter Revo- 
lutionskämpfer von 1905 und 1917, erhielt drei Jahre Gefängnis in Suzdal,; 
wo auch Ghezzi sitzt. Genosse Barmasch, einst von den Moskauer Arbeitern 
in den städtischen Sowiet gesandt, wurde neuerdings verhaftet. 

Die Auslands-Delegaion der linken Sozialrevolutionäre und Maximalisten 
der USSR., ersucht FANAL um Verbreitung der Trauerbotschaft, daß, wie 
jetzt erst bekannt wird, die Genossin Rajewskaja im Dezember 1928 Selbst- 
mord begangen hat. Tatjana Raiewskaja, Mitglied des Kronstädter Komitees 
der Partei der linken Sozialrevolutionäre, nahm 1917 an der Oktoberrevolu- 
tion teil und stand in den aktiven Reihen der Oktoberkämpfer, bis sie seit 
1919 ununterbrochen in den bolschewistischen Gefängnissen eingesperrt und 
in die ödesten Gegenden verbannt war. In Ust-Sysolks (Nordrußland) 
machte sie die letzte dreijährige Verbannung durch, die Anfang 1929 zu Ende 
sein sollte. Sie wußte aber, daß die Verfolgungen weiter gehen würden, und 
tötete sich, zwei Monate vor Ablauf der Frist, durch Oeffnen der Adern und 
einen Schuß. 

"Die westeuropäischen Sokdknechte Moskaus bestreiten bekanntlich, 
wenn man sie zur Rede stellt, mit schöner Unbefangenheit, die Wahrheit 
aller Meldungen dieser Art. Aber unser Material ist bergehoch, und sobald 
die Proletarier einmal bereit sein werden, anstatt der bequemen Lügen die 
unbequemen Tatsachen zu glauben, werden sie sich mit der Frage zu be- 
schäftigen haben, ob sie sich weiterhin als Patrioten eines Landes benehmen 
sollen, das dieselben revolutionären Arbeiter, die in allen kapitalistischen 
und faschistischen Staaten verfolgt werden, aus denselben Gründen und mit 
denselben Mitteln auch bedrängt. 


Der Verfassungstag der Republik wird ohne den Schutz dieses Gebildes 
durch besondere Paragraphen-Vertauung begangen. Jetzt darf nicht nur 
Münchmeyer, der es bisher schon durfte, somdern sogar jeder Arbeiter 
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Saurepublik sagen, und wer außer nationalen Studenten und Aufwertiern 
Gefallen daran findet, das gelbe Fahnendrittel statt goldig mostrichfarben 
zu nennen, der darf es bis zur Beendigung der Reichstagsferien tun, ohne 
unmittelbar dafür ins Gefängnis zu fliegen. Im übrigen hat Severing schon 
erklärt, daß sich die Republik zu helfen wisse, hat sich als geschworener 
Feind der Diktatur bekannt und die Errichtung der Diktatur durch den 
Artikel & in Aussicht gestellt. Grzesinski hat von Laternenpfählen geredet, 
und Wels hat ja in Magdeburg schon angekündigt, daß die Sozialdemokraten 
den Faschismus in eigener Diktatur kreieren wollen. (Entschukligen die 
Herren: Haben sie eigentlich die Mai-Opfer Ihres Zörgiebels schon ver- 
gessen? — Wir nicht!) Lieb Vaterland, magst ruhig sein, das Ausnahme- 
gesetz gegen die revolutionäre Arbeiterschaft, verschärft durch ein neues 
Vereinsgesetz, das weit reaktionärer ist als das schäbige arbeiterfeindliche 
Gesetz von 1908, wird gleich erneuert werden, und bis dahin wird es, auch 
ohne Gesetz zu sein, zur Niederhaltung von proletarischen Wünschen 
praktiziert werden. Niedner und seinesgleichen haben im Strafgesetzbuch 
längst die Oesen gefunden, durch die sich der Republikschutz gegen Ar- 
beiter ziehen läßt, die die gefeierten Verfassungsbestimmungen über die 
Gleichheit und den Wohlstand einführen möchten. Der Schutz der Republik 
starb den Sozialdemokraten gar nicht ungelegen. Sie tobten nämlich, die 
Kommunisten, die das Gesetz zu Fall gebracht haben, hätten damit dem 
verflossenen Kaiser die Einreise in sein geliebtes Vaterland ermöglicht. Die 
Kerle schwinden. Schon vor dem Fall des Gesetzes zum Schutz der Repu- 
blik vor Republikanern hatten die sozialdemokratischen Minister dem dank 
ihrer Politik reichsten Deutschen die Rückkehr zugesagt. Laßt ihn nur 
kommen. Vielleicht nimmt er selber den Schutz der Republik in die Hand. 
Ob Wilhelm oder Müller, es ist gehupft wie gesprungen. 


An die Leser! 


Der Herausgeber hat den Wunsch, nach Abschluß des dritten Jahrgangs 
wieder ein ausführliches Sach- und Namensregister herzustellen und Ein- 
banddecken anfertigen zu lassen, damit FANAL als zusammenhängendes 
zeitgeschichtliches Dokument der anarchistischen Bewegung erhalten bleibt 
und benutzt werden kann. Der Druck des Inhaltsverzeichnisses ist jedoch 
nur unter Aufwendung recht beträchtlicher Kosten möglich. Nach den Er- 
fahrungen der beiden Vorjahre sind diese Sonderausgaben fast vollständig 
auf das Verhıstkonto zu schreiben, da naturgemäß nur ein kleinerer Teil 
der regelmäßigen Leser die Zeitschrift als Nachschlagewerk zu gebrauchen 
beabsichtigt. Wir haben durch Register und Umschlagdeckel in den beiden 
Jahren ungefähr je RM. 100,— verloren. Eine solche Mehrbelastung kann 
sich FANAL nicht mehr leisten, wenn nicht die Leser, die die Jahrgänge 
gebunden sammeln, sich durch freiwillige Spenden an den Kosten 
beteiligen. Es ergeht daher die Bitte an die Organisationen und an die 
Einzelabonneniten, die es sich leisten können, mit der Einzahlung einer ein- 
maligen kleineren oder größeren Summe auf das Postscheckkonto Erich 
Mühsam, Berlin 82419 zur Abrundung des Jahrgangs zu einem gefälligen 
und benutzbaren Buch beizutragen. 

Verlag des FANAL. 


Anarchistische Vereinigung Berlin 
Zusammenkunft 


jeden Donnerstag, 20 Uhr, 
im Lokal Köhler, Neukölin, Ziethenstraße 64 


—_ 


An die Genossen 
u. Leser des FANAL im Zentrum Berlins! 


Alle an einem engeren Zusammenschluß der 
im Zentrum Berlins wohnenden Genossen 
interessierten Leser werden hierdurch gebeten, 
sich mit dem Genossen GERHARD REINICKE, 
Berlin NO 18, Landsberger Straße 32, Hof c, 
IV Trepp. bei Wilde, in Verbindung zu seten. 


—— 


An Spenden und auf Sammellisten gingen ein: 
Sikorski 6.— M, Liste 52, 3.70 4, Liste 51, 4,40 6, 
zusammen 13,10 Mk. 


—_— 
Füderation kommunistischer Anarchisten Mannheim 


(Angeschlossen an die Anarchistische Vereinigung Berlin) 


Unsere Zusammenkünfte finden jeden 1 und 3. Dienstag 
im Monat, abends 8 Uhr im Lokal „Gelbes Kreuz“ 
G@. 3,6 statt. Gäste willkommen! 


antiautoritäres Erziehungsbuch 
von B. Liber, New-York; 
(Vorzugs-)Preis Mk. 2,25 


Syadikalist. 25. 5. 29. „Dieses Buch behandelt in zahl 
reichen Kapiteln in erfrenäich vorwärts gerichtetem ‚Oeist eine 
Menge Einzeliragen der neuen Erziehung, bringt auch eine 
„Aussprache", an der sich Uptom Sinclair beteiligt. fondert zum 
Denken auf und verschafft auf jeden Fall inneren und prakti- 
schen Gewinn für demkende Eltern.“ 


Gustav Landauer 


Ein Lebensgäng In Briefen 
Rätten & Loening, Frankfurt a. M. 


Brosch. 11.50 Mk. zeb. 16,— Mi. 


Weitbühne, Nr. 8, „Ein unendlieh reiches Werk, eine 
Quelle der Leidenschaft, der Lebensmeisterung und Weisheit.“ 
(E. M.) 


Erich Mühsam 
Sammlung 


Auswahl aus dem 
dichterischen Werk 1898-1928 


Gediehte, Novellen, Aufsßtze, 
Satitiren, Amckdoten usw. 


Preis: @Ganzleinen 8.— Mk. kartoniert 5,50 Mk. 
(Schutzumschlag mit dem Bilde des Autors) 


—t— 


Zu beziehen durch jede Buchhandlung und durch die 
Geschäftsstelle des FANAL. Abonnenten des FANAL 
erhalten durch diese auf Wunsch Zahlungserleichterung 


